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Leitsätze 
 
1. § 6 Abs. 4 Satz 5 VerpackV ist eine Schutznorm zu Gunsten öffentlich-rechtlicher 

Entsorgungsträger. Auf Grund des subjektiven öffentlichen Rechts kann ein 
Entsorgungsträger von dem Systembetreiber (§ 6 Abs. 3 VerpackV) die Mitbenutzung 
seiner Entsorgungseinrichtungen beanspruchen, soweit dies für den ordnungsgemäßen 
Betrieb des Sammelsystems erforderlich ist, und den Mitbenutzungsanspruch 
gegebenenfalls gerichtlich durchsetzen. 

2. Die rechtliche Ausgestaltung des Mitbenutzungsregimes im Sinne des § 6 Abs. 4 Satz 5 
VerpackV ist von dem Verordnungsgeber keinem verwaltungsrechtlichen 
Handlungsformgebot unterstellt worden. Regeln Entsorgungsträger und 
Systembetreiber die Mitbenutzung öffentlicher Entsorgungseinrichtungen in einem 
verwaltungsrechtlichen Vertrag, sind §§ 54 ff. LVwVfG zu beachten.  

3. Konzeptionell unterscheidet die Verpackungsverordnung zwischen der 
Systemfeststellung (§ 6 Abs. 5 Satz 1 VerpackV), der Abstimmung (§ 6 Abs. 4 Satz 1 
VerpackV) und der Mitbenutzung einer öffentlichen Entsorgungseinrichtung (§ 6 Abs. 4 
Satz 5 VerpackV). Verordnungsrechtlich ist der Systembetreiber frei in seiner 
Entscheidung, ein eigenes operativ tätiges Sammelsystem zu installieren oder 
Einrichtungen des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers mitzubenutzen.  

4. Rechtliche Bindungen zur Mitbenutzung der Einrichtungen eines öffentlich-rechtlichen 
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Entsorgungsträgers kann der Systembetreiber nicht nur im Rahmen einer 
Mitbenutzungsübereinkunft eingehen, sondern auch in der Abstimmungserklärung bzw. 
-vereinbarung und in der Entscheidung zur Systemfeststellung. Verpflichtet sich der 
Systembetreiber rechtswirksam zur Mitbenutzung der Einrichtungen des öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgers, ist diese Mitbenutzung im Rechtssinne „erforderlich“, 
solange die Verpflichtung Bestand hat.  

5. Für den Inhalt einer Vereinbarung zwischen dem öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger und dem Systembetreiber zur Mitbenutzung öffentlicher 
Einrichtungen normiert § 6 Abs. 4 Satz 5 VerpackV keine bestimmten inhaltlichen 
Vorgaben. Insoweit geht die Verordnung von einer konsensualen Entscheidungsfindung 
aus. Die Bestimmung der Ausgestaltung des Erfassungssystems allein nach dem 
Ermessen des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers und eine einseitige Vorgabe 
zur Überlassung von Abfällen finden in § 6 Abs. 4 Satz 5 VerpackV keine Grundlage; 
dasselbe gilt für ein lediglich einseitiges Kündigungsrecht der Übereinkunft zu Gunsten 
des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers.  

6. Der Begriff „Einrichtungen“ in § 6 Abs. 4 Satz 5 VerpackV ist weit zu verstehen und in 
Anlehnung an das Kommunalrecht zu bestimmen. Soweit der öffentlich-rechtliche 
Entsorgungsträger von dem Systembetreiber die Mitbenutzung von Einrichtungen 
verlangen kann, bezieht sich dieses Recht auf alle Komponenten der 
Entsorgungsinfrastruktur, die für den ordnungsgemäßen Betrieb des Sammelsystems 
tatsächlich und rechtlich erforderlich sind.  

7. Die Systemfeststellung und die Abstimmung begründen zwischen dem öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger und dem Systembetreiber ein Dauerrechtsverhältnis. 
Deshalb bezieht sich § 6 Abs. 4 Satz 5 VerpackV nicht nur auf Einrichtungen, in die 
schon vor der Errichtung des Dualen Systems investiert worden ist. Das 
Dauerrechtsverhältnis besteht fort, solange es nicht aufgehoben, gekündigt oder auf 
andere Weise rechtswirksam beendet worden ist.  

8. Für die Ermittlung des „angemessenen Entgelts“ gemäß § 6 Abs. 4 Satz 5 VerpackV hat 
der Verordnungsgeber keine Kriterien normiert. Auch die Preisbildung soll nach dem 
Willen des Verordnungsgebers durch Aktivierung des Kooperationsprinzips erfolgen; die 
funktionstaugliche konsensuale Ermittlung der „Angemessenheit“ des Entgelts setzt 
allerdings die Einigungsbereitschaft des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers und 
des Systembetreibers voraus.  

9. Kommt eine konsensuale Preisbildung im Verhandlungsweg nicht zustande, erfolgt die 
Ermittlung des „angemessenen Entgelts“ auf Grund der Auffangverantwortung des 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers (§ 20 Abs. 1 KrWG) in Anlehnung an das 
Kommunalabgabenrecht; dem Systembetreiber bleibt es unbenommen, zur Stärkung 
seiner Verhandlungsposition diesem öffentlich-rechtlichen Preisbildungsmodell ein rein 
marktwirtschaftlich ausgerichtetes Modell der Preisbildung gegenüber zu stellen.  
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